
5. BeJblatt Beiblatt zur P~~amentskorresEondenz 25. Mai 1961 

213/ J A n fr ag e 

der Abgeordneten 0 1 a h 

H'e r k e und Genossen 

Dr. H ase 1 w a n t er', Cz e t tel , 

an den Bundesm:tnister für Justiz, 

betreffend die Bekämpfung von Eeschränkungen des freien Wettbewerbes. 

-.-.-.-.-
Die unterzeichneten Abgeordneten haben am 15. März d. ,J. in einer Anfrage 

den Herrn Bundesminister für Justiz befragt, ob· er berei ~ sei, prüfen zu lass'en, 

öb Organe'des Radio- und Fernsehkartells gegen die Bestimmungen des Kartellge­

setzes'verstossen h~ben. In der Anfrage wurde ein Sachverhalt dargelegt, dessen 

~ Strafvvürdigkeit in einem Rechtsstaat eine Selbstverständlichkeit wäre. Es handel­

te sich d/iLrum, dass das Radi ....... · und· Fernsehkartell einem Radio- und Elektrohändler 

die Lief~rung von'Radio- und Fernsehgeräten gesperrt hat, weil er es wagte, die 

-Geräte ~u einem niedrigeren als dem vorgeschriebenen Kartellpreis zu verkaufen. 

Der Herr Bundesminister-musste in seiner Anfragebeantwortung vöm 9. 5. 1961 

auf Grund der gegebenen Rechtslage die Strafbarkeit des Verhaltens des Radio­

kartells verneinen. Die Ergreifung ~on Sanktionen, so mussten die Abgeordneten 

zur Kenntnis nehmen'- gegen einen Händler, der den in das Kartellregister einge­

"tragenen VerkaUfspreis unterschrei tet, sei nach gel tender Rechtslage nicht 

rechtswidrig und' nicht strafbar, selbst wenn die Voraussetzungen,unter denen die 

Eintragung d'es Kartells erfolgte, nicht mehr gegeben seien und das Kartell nur 

mehr dazu dienen sollte, ein wirtschaftsbedingtes Absinken der Preise zu ver­

hindern .. Die Strafbest'immungdes § ·37 de.s Kartellgesetzes erweise sich somit als 

wirkungslos. 

Die unterzeichneten Abgeordneten nehmen mit Genugtuung zur .Kenntnis, dass 

der Herr Bund.esminister für Justiz ·angecichts des Ablaufes des derzeit geltenden 

Kartellgesetzes am 30. 6. 1963 dem Nationalrat einen Bericht über die bisherigen 

ErfalITungen 'mi t ;derri Kartellgesetz vorlegen wird, um die Bundesgesetzgebung in die 

Lage zu versetzen, Massnahmen zu einer wirkungsvollen Bekämpfung :wi~tschafts..., 

schädigender Auswirkungen von Kartellvereinbarungen zu beraten und zu beschliesseno 

Die anfragenden Abgeordneten sehen diesem Bericht mit Interesse entgegen und hof­

fen"auch, ~daSR'zeitgereßht Vorarbeiten für ein wirksames Gesetz gegen wirtschafts­

schädigende Kartelle, Prefsvereinbarungen u. ä. begonnen werden. 
I • .. • ~ • •. ~'j.. ,; 
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In diesem Zusammenhang wollen die anfragenden Abgeordneten dem Herrn 

Bundesminister für Justiz den ge naue n Text eines Protokolls zur Kenntnis bringen, 

das vor einem öffentlichen Notar aufgenommen und von diesem beglaubigt wurde. 

Die iri diesem Protok~ll nicht aufgenommenen. Namen sind den Abge.rdneten bekannt 
~ 

und können bei Bedarf dem~undesminister für Justiz genannt werde~: 

"Protokoll, 

aufgenommen zu Wien, am ••• April 1961 von mir •••••••••••••• , öffentlichem 

Notar mit dem Amtssitze in ••••••••••.•••• 

Es erscheint ••••••••••••••••.•• und gibt vor mir nach Belehrung, dass un­

richtige eidesstättige Erklärungen straf gerichtlich verfolgt werp,en, ab, die 

nachs-tehende eidesstättige Erklärung: 

Ich bin am ••• April 1961 tun •••• von ••••••• , Prüfer der Geschäftsstelle @ 
der Radioerzeuger Österreichs,. in den-Räumen der Firma •••••••••••••• , :für welche 

ich nach meiner Arbeit stundenweise die Buchhaltung führe, angerufen w.rden un" 
......... teilte mir roi t, dass er bei der Firma ............... , wn ich ständig 

beschäftigt bin, eine Fortsetzung der. bereits einen Monat dauerridenPrüfung vor 

hätte und um ••• Uhr dort erscheinen wer.de. Er bat mi~h bei dieser Gelegenheit, 

aus den Akten der Firma ••••••••••• Belege mitzunehmen, die er bei Angelegenheit 

einer dort dur~hgefüh:rten Prüfung gesehen habe, dieselben ihm zu übergeben,wr'!.,. 

bei er mir versprach, diese später einmal wieder zurückzugeben, Es handelte s;i,ch 

um Belege, die Waren betreffen,die nicht dem Kartell unterstehen, aber e:i.nen 

gewährten Rabatt aufwiesen. Ich weise aUsdrücklich darauf hint dass es si<;lhdabe;t. . , 

durchwegs um Belege handelt, die •••••••••• kraft seine~ Amtes als Bevl"lllm!ichti~-
ter der Geschäftsstelle der Radicerzeuger Österreichs ans~nsten nio~t zugäBgli~h~ 

gewesen wären. Ich habe ••••••••••• v~rtröstet, weil ioh" mir dessen bewusst waJ:;l, 

dass er mich zU einer Handlung aufforderte, die einen Vertrauertsbruch gegenüber 

meinem Dienstgeber bzw. um Verletzung eines Geschä:ftsgeheimnisse~ gehahdetthatte. 

Anlässlich der Prüfung in den Räumen der Firma ••••••••••••••• wiederhIl\H;e' 

•••••••• 'j" im Beisein JTfjiner Frau sein Verlangen auf Ausfclgung der besagteh 

Belege und entgegnete ich ihm mit Rücksicht auf meine Bedenken, dass. diese Beiege 

nicht mehr inden Akten seien •. 

Ich bin mir bewusst, dass ich das Verlangen des ••••• ' ••••••• Vl"ln Ha~ aU~ 

hätte ablehnen müssen; war aber beeinflusst daduroh, dass er mir einige Tage 

vorher,durohblicken liess, dass er mich mit seinem Vorgesetzten ••••••••••••••• 

zusammenbringen würde und es mein Schaden nicht wäre, wenn ich ihm die Möglich­

keit dabei gebe, die Firma •••••• bzw. meinen Arbeitgeber, eines Verst~sses gegen 

die Kartellbestimmungen zu überführen. 
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Da ich vier unmündige Kinder habe und sehr schlecht bezahlt bin, erschien 

mir zuerst die Aussicht auf eine zusätzliche Einnahme zur Beschaffung von 

Kleidern für meine Kinder sehr verlockend. Ich hatte den Eindruck, dass die 

Angelegenhei t für •• 0 ••••• äusserst wichtig und dringend sei, da er mir seine 
und 

Visitenkarte übergab mit seiner privaterYDiensttelefonnummer, die ich diesem 

Protokoll beilege. 

Ich bin bereit, die vorstehenden Erklärungen vor Gericht als Zeuge zu wieder­

holen. 

Dieses von mir aufgenommene Protokoll wurde nach Verlesung und Richtig­

befund von •••••••• 'ver mir, Notar, unterschrieben." 

Das Protokoll beweist deutlich.mi t welohen Methoden das Radiokartell vor­

geh t, um ein Sinken der Preise zu verhindern. Eine weitere Duldung solcher 

Methoden ist mit den Prinzipien der Demokratie und des Rechtsstaates unvereinbq.r. 

All dies beweist neuerlich die Dringlichkeit einer Änderung der Kartell­

gesetzgebung, die solche alswrunoralisch empfundene Praktiken unterbinden und 

die auch gesetzliche Verfolgungen ermöglichen süll. Die unterzeichneten Abgeord­

neten richten daher an den Herrn Bundesminister für Justiz die nachstehende 

Anfrag9 

Ist der Herr Bundesminister bereit, die Vorarbeiten für ein neues, Wirksames 

Kartellgesetz so zu beschleunigen, dass dem Nationalrat ehestens ein diesbezüg­

licher Gesetzentwurf zugeleitet werden kaYlJl? 

-'.-.-. -.- .-'.--.-.- (t -,-
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